
Bericht 

des Vorstandes 

an die 

Hauptversammlung der Francotyp-Postalia Holding AG am 10. November 2020 

gemäß § 221 Absatz 4 Aktiengesetz in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz 

über die 

Ermächtigung des Vorstands zur Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals (Genehmigtes Kapital 
2020/I) gegen Bar- und/oder Sacheinlagen mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts und 

entsprechende Änderung von Ziffer 4 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft 
 (Punkt 11 der Tagesordnung) 
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I. Allgemeines  
Der Vorstand der Francotyp-Postalia Holding AG (nachfolgend auch “Gesellschaft“ genannt) erstattet 
hiermit Bericht über die Gründe zur Ermächtigung eines Genehmigten Kapitals 2020/I gegen Bar- und / oder 
Sacheinlagen mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts, § 203 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 
Aktiengesetz in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz.  

Die Ermächtigung zur Schaffung eines genehmigten Kapitals gegen Bar- und / oder Sacheinlage mit der 
Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der 
Hauptversammlung der Francotyp-Postalia Holding AG. Vorstand und Aufsichtsrat werden daher der auf 
den 10. November 2020 einberufenen ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft vorschlagen, unter 
Aufhebung des bisherigen genehmigten Kapitals ein neues genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 
2020/I) zu beschließen und den Vorstand in bestimmten Fällen zum Ausschluss des gesetzlichen 
Bezugsrechts der Aktionäre auf die neuen Aktien zu ermächtigen.  

Gemäß §§ 184, 189 Aktiengesetz bedarf der Ermächtigungsbeschluss zu seiner Wirksamkeit außerdem der 
Eintragung in das Handelsregister am Sitz der Gesellschaft.  

II. Erläuterung der Ermächtigung  

Zu Punkt 0 der Tagesordnung schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, unter vorsorglicher Aufhebung des 
bisherigen genehmigten Kapitals ein neues genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2020I) zu 
beschließen und den Vorstand in bestimmten Fällen zum Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der 
Aktionäre auf die neuen Aktien zu ermächtigen.  

Das Genehmigte Kapital 2020/I dient dem Erhalt der bisherigen Handlungsmöglichkeiten der Verwaltung, 
da das der Verwaltung zur Verfügung stehende genehmigte Kapital gemäß Hauptversammlungsbeschluss 
vom 11. Juni 2015 (Genehmigtes Kapital 2015/I) am 10. Juni 2020 auslief.  

Dabei ist der nun vorgeschlagene Betrag gegenüber dem Genehmigten Kapital 2015/I etwas höher, da sich 
seit dem Beschluss der Hauptversammlung vom 11. Juni 2015 das Grundkapital der Gesellschaft von 
Euro 16.160.000 auf Euro 16.301.456 erhöht hat.  

Das genehmigte Kapital dient der Verbreiterung der Eigenkapitalbasis der Gesellschaft und soll der 
Verwaltung die Möglichkeit geben, angemessen auf künftige Entwicklungen reagieren zu können. 

Durch das von Vorstand und Aufsichtsrat vorgeschlagene Genehmigte Kapital 2020/I wird der Vorstand 
ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu Euro 8.150.000 zu erhöhen. Die näheren Bedingungen der 
Aktienausgabe und den Inhalt der Aktienrechte bestimmt ebenfalls der Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats, sofern der Beschluss der Hauptversammlung hierzu keine Vorgaben enthält. Die 
Ermächtigung des Vorstands ist zeitlich auf die längste gesetzlich zulässige Frist von fünf Jahren bis zum 
9. November 2025 (einschließlich) befristet. 

Grundsätzlich haben die Aktionäre bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020/I ein Bezugsrecht. 
Neben einer unmittelbaren Ausgabe der neuen Aktien an die Aktionäre soll es dabei auch möglich sein, 
dass die neuen Aktien von einem oder mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten oder 
einem Konsortium aus Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 
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Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 Aktiengesetz). Durch die 
Zwischenschaltung dieser Intermediäre wird die Abwicklung der Aktienausgabe technisch erleichtert.  

Der Vorstand soll auch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter bestimmten Umständen 
im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre das Bezugsrecht auszuschließen:  

Zunächst betrifft dies den Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge. Dies dient dazu, bei der 
Ausnutzung der Ermächtigung möglichst bruchteilsfreie Bezugsverhältnisse zu schaffen und so die 
technische Durchführung der Kapitalerhöhung zu erleichtern. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der 
Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich 
für die Gesellschaft verwertet. Der Vorstand wird bestrebt sein, das Volumen der freien Spitzen möglichst 
gering zu halten. Die Vermögensinteressen der Aktionäre werden dabei durch die Pflicht zur bestmöglichen 
Verwertung gewahrt. Da der Bezugsrechtsausschluss auf Spitzenbeträge beschränkt ist, ist hiermit keine 
erhebliche Einbuße der Beteiligungsquote der Aktionäre verbunden. 

Außerdem soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, soweit dies erforderlich ist, um den 
Inhabern von gegebenenfalls zwischenzeitlich ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder 
Wandlungsrechten oder Options- oder Wandlungspflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien zu geben. 
Voraussetzung ist, dass dies die der jeweiligen Schuldverschreibung zugrundeliegenden Bedingungen 
vorsehen. Entsprechende Klauseln zum Schutz gegen eine Verwässerung können in die Bedingungen von 
Schuldverschreibungen aufgenommen werden, um die Platzierung am Kapitalmarkt zu erleichtern. Sie 
sehen vor, dass den Inhabern der Schuldverschreibungen bei nachfolgenden Aktienemissionen ein 
Bezugsrecht auf neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es auch den Aktionären zusteht, so dass die 
Inhaber der Schuldverschreibungen in diesem Punkt so gestellt werden, als seien sie bereits Aktionäre. Die 
mit dem Verwässerungsschutz verbundene erleichterte Platzierung der Schuldverschreibung dient dem 
Interesse der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft. Um die Schuldverschreibungen 
mit einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu können, ist ein Bezugsrechtsausschluss der 
Aktionäre auf diese Aktien erforderlich.  

Die weiter vorgesehene Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses bei Sachkapitalerhöhungen soll den 
Vorstand in die Lage versetzen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in geeigneten Fällen Unternehmen, 
Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen gegen Überlassung von Aktien der Gesellschaft 
erwerben zu können. Hierdurch soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, schnell und erfolgreich auf 
vorteilhafte Angebote oder sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteile 
oder Beteiligungen an Unternehmen reagieren zu können. So kann es in Verhandlungen vorteilhaft oder 
sogar notwendig sein, als Gegenleistung nicht Geld, sondern Aktien bereit zu stellen – etwa weil ein Erwerb 
im Wege der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage bei dem Verkäufer zu Steuerersparnissen führt oder er 
aus anderen Gründen den Erwerb von Aktien an der Gesellschaft einer Geldzahlung vorzieht. Der 
Bezugsrechtsausschluss bei Sachkapitalerhöhungen stellt sicher, dass die Gesellschaft auch in solchen 
Fällen ihre Verhandlungsposition wahren und gegebenenfalls kurzfristig erwerben kann. Zudem schont die 
Überlassung von Aktien die Liquidität der Gesellschaft und stellt damit häufig eine günstigere 
Finanzierungsform dar. Die beantragte Ermächtigung ermöglicht dadurch im Einzelfall eine optimale 
Finanzierung des Erwerbs gegen Ausgabe neuer Aktien mit einer Stärkung der Eigenkapitalbasis der 
Gesellschaft. Konkrete Pläne zum Erwerb bestimmter Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen unter 
Ausnutzung der Ermächtigung bestehen derzeit nicht. Die vorgesehene Ermächtigung ist auf 10 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft beschränkt.  
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Der Ausgabebetrag für die Aktien wird dabei vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter 
Berücksichtigung der Interessen von Gesellschaft und Aktionären festgelegt. Die Verwaltung will die 
Möglichkeit einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen unter Ausnutzung der Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts aus dem Genehmigten Kapital 2020/I in jedem Fall nur nutzen, wenn der 
Wert der neuen Aktien und der Wert der Gegenleistung des zu erwerbenden Unternehmens oder der zu 
erwerbenden Unternehmensbeteiligung in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen. 

Darüber hinaus soll der Vorstand bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals auch die Möglichkeit haben, 
das Bezugsrecht gemäß § 203 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Aktiengesetz in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 
4 Aktiengesetz ausschließen zu können:  

Das Bezugsrecht soll in einem Volumen von 5 % des Grundkapitals ausgeschlossen werden können, wenn 
die neuen Aktien entsprechend der Regelung in § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz zu einem Preis 
ausgegeben werden, der den Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet. Eine 
entsprechende Vorgabe im Ermächtigungsbeschluss stellt sicher, dass die 5 %-Grenze auch im Fall einer 
Kapitalherabsetzung nicht überschritten wird, da sich die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 
nicht nur auf die Grenze von 5 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung 
bezieht, sondern auch – falls sich das Grundkapital verringert – auf eine Grenze von 5 % des Grundkapitals 
im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung.  

Dabei sind auf die genannten 5 % diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer, sinngemäßer oder entsprechender 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegeben oder veräußert werden. Anzurechnen ist 
darüber hinaus der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von 
Options- oder Wandlungsrechten oder zur Erfüllung von Options- oder Wandlungspflichten aus 
Schuldverschreibungen ausgegeben werden, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung in 
sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre begeben werden.  

Die Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts durch den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
dient dem Interesse der Gesellschaft und insbesondere der Erzielung des bestmöglichen Preises bei der 
Ausgabe der Aktien. Durch die in § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz gesetzlich vorgesehene Möglichkeit des 
Bezugsrechtsausschusses wird die Gesellschaft in die Lage versetzt, ihr Eigenkapital flexibel den jeweiligen 
geschäftlichen Erfordernissen anzupassen und schnell auf günstige Börsensituationen zu reagieren. So 
können beispielsweise sich kurzfristig bietende Marktchancen zeitnah genutzt sowie zusätzliche in- und 
ausländische Aktionäre oder Aktionärsgruppen geworben werden. Im Gegensatz zu einer Emission mit 
Bezugsrecht kann bei einer Kapitalerhöhung unter Bezugsrechtsausschluss der Ausgabepreis erst 
unmittelbar vor der Platzierung festgesetzt werden, wodurch ein erhöhtes Kursänderungsrisiko für den 
Zeitraum einer verbleibenden Bezugsfrist vermieden wird. Bei Bestehen eines Bezugsrechts muss dagegen 
der Bezugspreis gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 Aktiengesetz spätestens zum drittletzten Tag der Bezugsfrist 
veröffentlicht werden. Angesichts der häufig zu beobachtenden Volatilität an den Aktienmärkten würde damit 
ein Markt- und Kursänderungsrisiko über mehrere Tage bestehen, welches zu Sicherheitsabschlägen bei 
der Festlegung des Bezugspreises führt. Zudem kann die Gesellschaft bei einem bestehenden Bezugsrecht 
wegen der Länge der Bezugsfrist von zwei Wochen nicht kurzfristig auf günstige bzw. ungünstige 
Marktverhältnisse reagieren, sondern ist gegebenenfalls sich verschlechternden Aktienkursen während der 
Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft ungünstigeren Eigenkapitalbeschaffung führen 
können. Das Bestehen eines Bezugsrechts kann zudem die erfolgreiche Platzierung bei Dritten erschweren 
bzw. kann mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden sein, solange Ungewissheit über die Ausübung der 
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Bezugsrechte besteht. Der Bezugsrechtsausschluss dient also insgesamt dem Ziel, durch eine marktnahe 
Preisfestsetzung einen möglichst hohen und sicheren Mittelzufluss und damit eine bestmögliche Stärkung 
der Eigenmittel der Gesellschaft zu erreichen.  

Die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden auch bei dem vorgeschlagenen 
Bezugsrechtsausschluss angemessen gewahrt. Dem Vermögensinteresse der Aktionäre, insbesondere 
dem Schutz vor Verwässerung des Wertes ihrer Beteiligung, wird dadurch Rechnung getragen, dass die 
neuen Aktien nur zu einem Preis ausgegeben werden dürfen, der den Börsenpreis von Aktien der 
Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet. Jeder Aktionär hat daher aufgrund des börsennahen 
Ausgabepreises der neuen Aktien grundsätzlich die Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung seiner 
Anteilsquote erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen über die Börse zu erwerben. 
Darüber hinaus beschränkt sich die Ermächtigung auf höchstens 5 % des Grundkapitals der Gesellschaft. 
Damit ist sichergestellt, dass die Gesamtzahl der auszugebenden Aktien insgesamt 5 % des Grundkapitals 
der Gesellschaft nicht übersteigt; dies entspricht den Erfordernissen in § 203 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
Aktiengesetz in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz.  

Die Ermächtigung sieht zudem in Höhe von bis zu Euro 400.000 die Möglichkeit eines 
Bezugsrechtsausschlusses für die Ausgabe von Aktien an Mitarbeiter der Gesellschaft oder an Mitarbeiter 
von verbundenen Unternehmen vor. Die hierfür benötigten Aktien können nach dem Aktiengesetz, 
insbesondere nach § 202 Abs. 4 Aktiengesetz, aus einem genehmigten Kapital bereitgestellt werden. Ein 
solches genehmigtes Kapital soll durch den vorgeschlagenen Beschluss geschaffen werden und das bisher 
für Belegschaftsaktien bestehende genehmigte Kapital ersetzen. Die Ausgabe von Belegschaftsaktien an 
Mitarbeiter dient dabei dazu, die Mitarbeiter an das Unternehmen zu binden. Gleichzeitig ist es ein wichtiges 
Instrument zur Motivation der Mitarbeiter. Beides ist im wirtschaftlichen Interesse der Gesellschaft. 

Insgesamt wird der Vorstand in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur 
Ausnutzung des genehmigten Kapitals und zum Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch machen wird. Eine 
Ausnutzung dieser Möglichkeiten wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt und verhältnismäßig ist.  

Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der zu 
Tagesordnungspunkt 0 erteilten Ermächtigungen berichten.  

III. Satzungsänderung 

In Ziffer 4 der Satzung der Gesellschaft wird der bisherige Absatz 3 aufgehoben und wie folgt neu gefasst: 

„(3) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
bis zum 9. November 2025 (einschließlich) durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmal oder mehrmals, insgesamt um bis zu 
Euro 8.150.000 zu erhöhen (genehmigtes Kapital 2020/I). Der Vorstand ist ermächtigt, einmalig 
oder mehrmalig mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,  

(a) für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben; 

(b) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von bereits zuvor ausgegebenen 
Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten oder Options- oder 
Wandlungspflichten ein Bezugsrecht in dem Umfang gewähren zu können, wie es ihnen nach 
Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung der Options- oder 
Wandlungspflichten zustehen würde;  
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(c) soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen ausgegeben werden sollen, um Unternehmen,
Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen zu erwerben, und sofern der Erwerb
des Unternehmens oder der Beteiligung im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt
Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die nach dieser Ermächtigung
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden, darf insgesamt 10 %
des im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals
der Gesellschaft nicht übersteigen. Auf diese Grenze ist das auf diejenigen Aktien entfallende
Grundkapital anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter
Bezugsrechtsausschluss aus genehmigtem Kapital (ausgenommen jedoch die Ausgabe
unter Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge) ausgegeben werden oder die zur
Bedienung von Options- oder Wandlungsrechten oder Options- oder Wandlungspflichten aus
Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten auszugeben sind, sofern die
Schuldverschreibungen oder Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben worden sind.;

(d) soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden und der auf die neu
auszugebenden Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 5 % des
Grundkapitals nicht überschreitet und der Ausgabepreis der neu auszugebenden Aktien den
Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der
endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Für die
Berechnung der Grenze von 5 % des Grundkapitals ist die Höhe des Grundkapitals im
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – zum
Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung maßgebend. Auf diesen
Höchstbetrag ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf neue oder auf
zuvor erworbene eigene Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter
Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer, sinngemäßer oder entsprechender
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden, sowie der
anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von Options-
oder Wandlungsrechten oder zur Erfüllung von Options- oder Wandlungspflichten aus
Schuldverschreibungen ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern die
Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des
Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben
werden;

(e) für einen Anteil am genehmigten Kapital in Höhe von bis zu insgesamt Euro 400.000, um die
neuen Aktien an Mitarbeiter der Gesellschaft oder Mitarbeiter einer ihrer unmittelbaren oder
mittelbaren Konzernunternehmen im Sinne des § 18 AktG auszugeben, wobei die Ausgabe
der Belegschaftsaktien auch zu einem Vorzugspreis erfolgen kann.

Über den Inhalt der jeweiligen Aktienrechte und die sonstigen Bedingungen der Aktienausgabe 
entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung 
der Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem genehmigten Kapital zu ändern.“ 



Berlin , Oktober 2020

Francotyp-Post 
Der Vorstand 

aha Holding AG 

� 
Garsten Lind -i,/ 
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